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Leipzig soll Mitteldeutschlands  
führender Technologiestandort 
für Wasserstoff werden
SPD-Stadtratsfraktion setzt sich für Klimaschutz ein – Potenziale bei  
Power-to-Gas-Technologie

Autor SPD-Fraktion Leipzig

Die Nutzung von Wasserstoff bietet für Leipzig viele Möglichkeiten.   Foto: pixabay.com

Die Leipziger SPD-Fraktion möchte, 
dass sich Leipzig zu einem führen-
den Technologiestandort in Sachen 
Wasserstoff in Mitteldeutschland 
entwickelt. Das Bundeskabinett 
hat im Juni dieses Jahres die na-
tionale  Wasserstoffstrategie be-
schlossen, die die Energiewende 
weiter voranbringen soll. „Wir sind 
überzeugt, dass grüner Wasser-
stoff in Zukunft einen wichtigen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten 
wird“, erklärt SPD-Fraktionschef 
Christopher Zenker. 

Neues Gaskraftwerk 
als Pilotprojekt
Die SPD-Fraktion hat einen Antrag 
in das Ratsverfahren gegeben, der 
bereits recht konkret wird: Das Gas-
kraftwerk, das im Leipziger Süden 
entstehen wird, soll im Hinblick auf 
Wasserstoffherstellung und -nutzung 

ein Leuchtturmprojekt werden und 
dadurch eine Inspiration für folgende 
Vorhaben sein. „Leipzig ist mit den 
hier ansässigen Unternehmen gut 
aufgestellt, um in Mitteldeutschland 
der führende Wasserstoff-Standort zu 
werden. Es geht bei uns in der  Region 
eben auch darum, den Struktur-
wandel, der mit dem Kohleausstieg 
verbunden ist, zu meistern. Hier-
für bieten sich mit der Wasserstoff-
technologie gute Chancen“, erläutert 
Anja Feichtinger, die stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende.

Laut Christopher Zenker sind die 
Gasturbinen, die im neuen Kraft-
werk verbaut werden sollen, bereits 
auf einen Wasserstoffbetrieb aus-
gelegt: „Wenn es uns gelingt, am 
Standort auch grünen Wasserstoff 
mittels Power-to-Gas-Technologien 
zu erzeugen, wäre das ein riesiger 

Schritt hin zu mehr Klimafreund-
lichkeit und zum Durchbruch der 
Wasserstofftechnologie.“

Nutzung  
als Bustreibstoff
Der gewonnene Wasserstoff könn-
te direkt im Kraftwerk eingesetzt 
werden oder auch als Treibstoff für 
Busse der Leipziger Verkehrsbetrie-
be dienen. Um dieses Projekt stem-
men zu können, müssen die Stadt 
und die Leipziger Versorgungs- und 
Verkehrsgesellschaft weitere Part-
ner ins Boot holen. „Ich bin da op-
timistisch, denn in und um Leipzig 
gibt es mehrere Unternehmen und 
 Wissenschaftseinrichtungen, die 
sich in dem Feld auskennen und 
mit denen man kooperieren könnte, 
um so ein Zukunftsthema voranzu-
bringen“, so Anja Feichtinger ab-
schließend.
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W arum wollen Sie Oberbür-germeisterin werden?“ Ein junger Mann hält mit sei-nem Fahrrad unmittelbar vor Lissi von Bülow. Sie steht an diesem Tag auf dem Bonner Marktplatz, um für sich und ihre Ziele zu werben. Hinter ihr das Alte Rat-haus. Dort möchte Lissi von Bülow am 13. September einziehen und Oberbür-germeisterin der Bundesstadt werden. Und warum? „Ich sehe, was sich hier nicht tut. Das macht mich als Bonne-rin sauer“, antwortet sie dem poten-ziellen Wähler. Bezahlbarer Wohnraum ist knapp, das einstige Prestigeprojekt Beethovenhalle im Jubiläumsjahr des Komponisten ein Millionengrab am Rheinufer, der notwendige Ausbau der Fahrradinfrastruktur kommt auch nach elf Jahren grüner Regierungsbeteiligung kaum voran. 

In Bonn fest verwurzelt„Ich habe mir gedacht: Meckern reicht nicht. Man muss auch mal selber ma-chen“, sagt Lissi von Bülow bei einem Spaziergang durch den Stadtwald. Auf dem Weg liegen Eicheln, Blätter, herun-tergefallene Äste – Zeichen eines Sturms, der am Vorabend den Nahverkehr lahm-gelegt hatte. Wenige Hundert Meter wei-

ter liegt von Bülows Lieblingsplatz, an den sie schon als Jugendliche häufig ge-kommen ist: eine versteckte Lichtung im Wald mit Blick auf die Bonner Südstadt. Dort wird sie 1975 als jüngste Tochter des späteren SPD-Bundesministers Andreas von Bülow geboren. Bonn bleibt sie im-mer treu. Dort geht sie zur Schule, stu-diert Jura und gründet, weil sie keinen Betreuungsplatz für ihr Kind findet, mit anderen Eltern eine Kindertagesstätte in der Südstadt, bevor sie mit ihrem Mann auf den Venusberg zieht. Dort wohnt sie heute mit ihren inzwischen drei Kindern und den drei Ziegen Hennes, Moritz und 

Heidi in einem umgebauten Gasthof im Wald. „Schade, dort würden die Ziegen jetzt drüber laufen“, sagt sie mit Blick auf einen umgestürzten Baumstamm. Doch Hennes, Moritz und Heidi sind gerade in Pflege. Sie brechen zu häufig aus und Lissi von Bülow hätte momentan keine Zeit, sie einzufangen. Ihr Tag besteht von morgens bis abends aus Wahlkampf. Da-für hat sie in ihrem Job als Beigeordnete der Stadt Bornheim ihren kompletten Jahresurlaub genommen.Dieser Tag beginnt morgens um zehn mit einem Videointerview am Rheinufer. Im Schatten der Kennedybrücke wollen zwei Geflüchtete von der Initiative „Aus-bildung statt Abschiebung“ wissen, was die Kandidatin in der Integrationspolitik plant. Von Bülow verspricht schnelle-ren Wohnungsbau und kündigt einen anderen Regierungsstil an,

»Bonn gemeinsam machen«Das wird auch am Abend deutlich, als alle Oberbürgermeisterkandidatinnen und -kandidaten bei einer Podiumsdis-kussion aufeinandertreffen. CDU-Amts-inhaber Ashok Sridharan stellt sich für sein Wirken im Amt in den vergange-nen fünf Jahren eine 2+ aus. Von Bülow schüttelt mit dem Kopf: „Wenn es so wäre, gäbe es nicht acht Oberbürger-meisterkandidaten. Es gibt kein gutes Auftreten der Verwaltung nach außen. Die Wertschätzung gegenüber den Bür-gerinnen und Bürgern fehlt.“Jessica Rosenthal ist überzeugt, dass Lissi von Bülow die Richtige ist, um das zu ändern. „Sie ist eine starke Frau, die schon in vielen Bereichen gezeigt hat, sich mit Entschlossenheit und Empathie durchzusetzen. Das bewundere ich an ihr“, sagt die Bonner SPD-Vorsitzende. Die ehemalige Hauptstadt biete das Poten-zial, um internationales Flair und rheini-sche Gemütlichkeit zu vereinen. Lissi von Bülow könne das als Oberbürgermeiste-rin gelingen. Denn: „Wenn sie sich einen Weg erarbeitet hat, geht sie ihn auch.“Dieser Weg soll sie am 13. Septem-ber zunächst einmal in die Stichwahl führen. Dafür muss sie unter anderem die grüne Bundestagsabgeordnete Katja Dörner hinter sich lassen. Kein einfaches Unterfangen, nachdem die Grünen bei der Europawahl im vergangenen Jahr in Bonn fast 32 Prozent geholt haben. Doch Lissi von Bülow punktet durch persön-liche Kontakte und ihre Offenheit im Umgang mit Menschen. Bei einer Super-markteröffnung im Stadtteil Tannen-busch reichen ein Flyer durchs Auto-fenster und ein nettes Lächeln, um sich bekannt zu machen. Von Bülow will die Stadtverwaltung als „Möglichmacherin“ verstehen. Sie wirbt: „Ich bitte um Ihr Vertrauen, weil ich das, was ich auf meine Plakate geschrieben habe, ernst meine: Bonn gemeinsam machen.“ ■ 

Lissi von Bülow will das Bonner Rathaus von der CDU zurückerobern. Sie setzt auf einen bürgernahen Stil.

„Warum wollen Sie Ober-bürgermeisterin werden?“ Auf diese – oft gestellte – Frage hat Lissi von Bülow viele Antworten.
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DIE MÖGLICHMACHERIN FÜR DIE BUNDESSTADTLISSI VON BÜLOW In Bonn setzt die SPD auf eine starke Frau als künftige 

Oberbürgermeisterin. Sie will die Stadt mit Offenheit voranbringen 
Von Jonas Jordan

meine Plakate geschrieben habe, ernst meine: Bonn gemeinsam machen.“ 
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Interessierter und engagierter Gesprächs-partner, auch für den „vorwärts“: 
Hans-Jochen Vogel,  hier im Jahr 2015
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KANZLERKANDIDAT
OLAF SCHOLZ:ICH WILL GEWINNEN!«

HANS-JOCHEN VOGEL
WIR GEDENKENSEINER

ICH WILL GEWINNEN!
»
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MEHR INHALTE,

MEHR

FUNKTIONEN

UND ÜBERALL 

DABEI!

Entdecke das neue E-Paper!
Melde Dich jetzt hier an: spd.de/vorwaerts-epaper

Sobald eine neue Ausgabe veröffentlicht ist, 
wirst Du ganz bequem per E-Mail informiert.

Viel Spaß beim Lesen!
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Häusliche Gewalt: Hinschauen,  
nicht tolerieren, handeln!
Die SPD-Fraktion Dresden treibt die Umsetzung der Istanbul-Konvention voran

Autor Richard Kaniewski, Sprecher für Gleichstellung und Sicherheit der SPD-Fraktion Dresden

Häusliche Gewalt ist ein gesell-
schaftliches Problem. Sie trifft alle 
Geschlechter, aber vor allem trifft 
sie Frauen und Kinder. Es besteht 
Handlungsbedarf – besonders des-
wegen, weil die bestehenden Ange-
bote am Limit  ihrer Möglichkeiten 
arbeiten. Damit alle Betroffenen 
den nötigen Zugang zu Hilfesyste-
men erhalten, müssen vorhandene 

Der 35-jährige Richard Kaniewski gehört 
dem Dresdner Stadtrat erneut seit 2019 an.
 Foto: Julian Hoffmann

Schutzlücken auch in Dresden ge-
schlossen werden.

Um für das Thema zu sensibilisieren 
und Lösungen zu suchen, hat die SPD-
Fraktion zu Beginn der neuen Wahl-
periode 2019 den Antrag zur „Um-
setzung der Istanbul-Konvention in 
der Landeshauptstadt Dresden“ ein-
gebracht. Dieser wurde im Juni nun 
ohne Gegenstimmen – bei 13 Enthal-
tungen – angenommen. Damit setzt 
der Stadtrat ein klares Zeichen gegen 
sexualisierte und häusliche Gewalt.

Verbindliches Vertragswerk
Die Istanbul-Konvention ist ein völ-
kerrechtlicher Vertrag, mit dem sich 
die Bundesregierung 2018 dazu ver-
pflichtet hat, Maßnahmen zur Prä-
vention und zum Schutz von Betrof-
fenen sexualisierter, seelischer und 
häuslicher Gewalt zu erarbeiten. 
Der Vertrag ist rechtlich bindend, 
womit unterzeichnenden Ländern 
bei Nicht-Einhaltung Sanktionen 
drohen.

Inhalt des Antrags sind Maßnahmen, 
die den Rahmen für die Gewährleis-
tung von Schutz und Unterstützung 
der Betroffenen auch in Dresden 
schaffen sollen. Wesentliche Anfor-
derungen der Konvention werden 
Dank der interdisziplinären Zusam-
menarbeit verschiedener Akteurin-
nen und Akteure lokal bereits umge-
setzt. Dennoch decken die bisherigen 
Strukturen den Bedarf bei Weitem 
nicht. Deshalb soll sich die Landes-
hauptstadt u. a. um Gelder aus dem 
Investitionsförderprogramm des Bun-
des „Gemeinsam gegen Gewalt an 
Frauen“ bemühen.  

Corona verstärkt 
die Dringlichkeit
Besonders während der Zeit der 
Corona-bedingten häuslichen Isola-
tion konnte ein hohes Ausmaß an 
häuslicher Gewalt beobachtet wer-
den. Dies belegt eine repräsentative 
Studie der TU München, wonach 
3,1 Prozent der befragten Frauen 
körperliche Gewalt und 3,6 Prozent 

Vergewaltigungen durch ihre Ehe-
partner erlebten. In ca. 6,5 Prozent 
der befragten Haushalte kam es 
 außerdem zu gewaltsamen Bestra-
fungen der Kinder.

Auch in Dresden konnte in der Zeit 
des „Lockdowns“ ein Anstieg der 
Hilfegesuche im Frauenhaus beob-
achtet werden. Schon im „Normal-
betrieb“ sind die Kapazitäten dort 
teilweise nicht ausreichend. Hier 
besteht also ein akuter, dringender 
Ausbaubedarf.

Nicht tolerieren, handeln!
Allein die völkerrechtliche Verbind-
lichkeit der Konvention zeigt, dass 
die EU nicht länger bereit ist, Ge-
walt gegen Frauen zu tolerieren und 
die Mitgliedstaaten zum Handeln 
auffordert. Dem hat sich nun auch 
Dresden verschrieben.

Als die SPD-Fraktion den Antrag ein-
brachte, war kaum vorstellbar, wel-
che gesteigerte Brisanz das Thema 
schon wenig später entwickeln wür-
de. Neben den wirtschaftlichen He-
rausforderungen, die die Pandemie 
mit sich gebracht hat, dürfen sozi-
ale Problem- und Krisenlagen nicht 
unter den Tisch fallen.  Gerade jetzt 
müssen wir als Gesellschaft fürein-
ander einstehen und uns solidarisch 
miteinander verhalten. Jetzt heißt 
es: Hinschauen, nicht  tolerieren, 
handeln!

Infrastrukturausbau in Deutschland  
muss beschleunigt werden
Die SPD im Bundestag setzt sich für schnellere Planungs- und Genehmigungsprozesse ein

Autor Detlef Müller, SPD-Bundestagsabgeordneter für Chemnitz

Die Infrastruktur unseres Landes 
ist die Grundlage von Wertschöp-
fung und Wohlstand. Sie ist die 
Basis für die Leistungsfähigkeit un-
serer  Gesellschaft. Wenn es aber 
um den Erhalt, den Ersatz und den 
Aus- und Neubau von Infrastruktur 
geht,  haben wir in Deutschland oft-
mals Probleme. Dabei ist die Finan-
zierung in den meisten Fällen kaum 
ein  Hindernis. Raumordnungs-, Pla-

nungs- und Genehmigungsverfahren 
ziehen sich oftmals über Jahre, bevor 
es an die Umsetzung gehen kann. 
Die Folge ist ein Investitionsstau.

Beschleunigung von 
Infrastrukturmaßnahmen 
Auf Bundesebene wird dieses The-
ma in den letzten Jahren angegan-
gen. Mit dem Planungsbeschleu-
nigungsgesetzen I und II aus dem 

Jahren 2018 und 2020 wurden 
Kommunen beispielsweise bei der 
Erneuerung von höhengleichen 
Bahnübergängen komplett entlas-
tet sowie Instandsetzungen und 
1:1-Ersatzneubauten bei Straße und 
Schiene von der Genehmigungs-
pflicht befreit. 

Durch das Maßnahmengesetzvor-
bereitungsgesetz (MGVG) kann der 

Bundestag selbst für zentrale Infra-
strukturprojekte Baurecht schaffen.
 
Das Investitions-
beschleunigungsgesetz
Nun gehen wir mit dem Investi-
tionsbeschleunigungsgesetz den 
nächsten Schritt zur schnelleren Um-
setzung von Projekten. Geplant ist, 
im Bereich der Schieneninfrastruk-
tur zukünftig Digitalisierungs- bzw. 
Elektrifizierungsmaßnahmen sowie 
Umbautätigkeiten zur Barrierefrei-
heit von der Genehmigungspflicht 
zu befreien.

Auch das Raumordnungsverfahren 
soll grundlegend verändert werden. 
Wer ein Vorhaben plant und Beden-
ken bezüglich raumbedeutsamer 
Konflikte hat, kann das Verfahren 
effizient nutzen – bald auch digital. 
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Schließlich werden im Bereich der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit die ge-
richtlichen Instanzenzüge entschlackt.

Der Gesetzgebungsprozess dazu läuft 
derzeit. Dabei braucht es an einigen 
Stellen Nachschärfungen, damit die 
neuen gesetzlichen Grundlagen auch 
wirken und Investitionen wirklich 
beschleunigen. Und es braucht eine 
regelmäßige Evaluation. Denn mit 
Blick auf Herausforderungen wie 
 Digitalisierung, Energie- und Ver-
kehrswende werden wir in diesem 
Bereich in Zukunft weiterarbeiten 
müssen – immer mit Augenmaß, so-
dass berechtigte Belange nicht über-
gangen werden, aber auch mit Nach-
druck, um Investitionsstaus schnell 
abbauen zu können und unser Land 
wettbewerbsfähig zu halten.

Die kommunale Ebene 
in den Blick nehmen
In den Kommunen spielt in den 
meisten Fällen die Finanzierung  eine 
größere Rolle in Bezug auf ange-

wachsene Investitionsstaus. Aber 
auch hier treffen Kapazitätseng-
pässe in der Bauwirtschaft mit lan-
ger Verfahrensdauer und Personal-
engpässen in der Bauverwaltung 
zusammen. Die Bürokratisierung 

Gerade in Zeiten von Corona kann die öffentliche Hand durch schnelle Investitionen zum Konjunkturmotor werden. Foto: pixabay.com

„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
 
Schirmherrin Ute Vogt

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de

Anzeige

von Ausschreibungsprozessen und 
langfristige Plan feststellungs- und 
Genehmigungsverfahren behindern 
oftmals schnelle Umsetzungen. 
Auch hier muss es zu Vereinfachun-
gen, Entschlackung und Beschleuni-

gungen kommen. Schwellen werte 
und Wertgrenzen bei Vergaben 
müssen überdacht, Investitionen 
mit Vorrang versehen werden. Nur 
so lässt sich der Investitionsstau ab-
bauen.
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Kulturpolitik in Zeiten von COVID-19
Ein Gespräch mit dem Weimarer Stadtrat Daniel Gracz (SPD)

Das Interview führte Vincent Ackermann

Weimar verlor vor zwei  Jahren 
den sozialdemokratischen 
 Oberbürgermeister, was hat  
sich seitdem verändert?
Nur weil der Oberbürgermeister 
oder die Oberbürgermeisterin von 
der eigenen Partei aufgestellt wur-
de, bedeutet das ja nicht immer 
gleich automatisch, dass der Draht 
zur Stadtspitze hervorragend ist und 
sich dadurch die eigene Stadtrats-
arbeit einfacher und besser gestal-
tet. Aber selbstverständlich ist der 
personelle Wechsel nach zwölf Jah-
ren auch für uns als Fraktion deut-
lich spürbar. Vor allem dann, wenn 
sich der Amtierende hinter einer ver-
meintlichen Parteilosigkeit versteckt, 
aber dennoch mit der CDU-Fraktion 
und dem konservativen Bürgerbünd-
nis Weimarwerk eng zusammenar-
beitet. Wenn er nicht nur dauerhaf-
ter Gast in deren Fraktionssitzungen 
wäre, sondern auch seine offensicht-
liche Parteilichkeit zugeben würde, 
wäre allen geholfen.

Ansonsten fällt unser noch relativ fri-
scher Oberbürgermeister durch eine 
grundlegende Unsicherheit im poli-
tischen Handeln auf. Da werden zu 
Beginn der Pandemie ohne Abspra-
chen mit dem Land einschneidende 
Verordnungen wie die Schließung 
aller Schulen erlassen oder ebenfalls 
ohne vorherige Absprachen über 
Nacht der Herderplatz für den gas-
tronomischen Außenbetrieb wieder 
geöffnet. Man könnte den Eindruck 
bekommen, er hätte keine klare 
 Linie, sondern agiert nach der Ma-
xime, es allen oder zumindest der 
aktuell mehrheitlichen Meinung 
recht machen zu wollen. Das würde 
auch die reihenweisen Übernahmen 
von Drucksachen aller demokrati-
schen Parteien im Stadtrat erklären, 
um Konflikte zu umgehen und den 
Parteien eine bessere öffentliche 
 Gegenpositionierung zu erschweren.

Dennoch hast du es in die 
 geschrumpfte Stadtratsfraktion 
geschafft. Welchen Fokus setzt 
du bei deiner Arbeit?

Im und auch nach dem Wahlkampf 
war und ist es mir sehr wichtig, 
transparent, offen und ehrlich zu 
kommunizieren, was passiert, was 
ich vorhabe und was eben nicht 
gelingt. Keine Versprechen, kein 
Vertuschen. Ich habe mir damals 
viele Gedanken gemacht, was mei-
ne Themen und Ziele für den Wei-
marer Stadtrat sind und versuche 
diese nun Stück für Stück in die Tat 
umzusetzen. Da ist es natürlich sehr 
motivierend, wenn der erste eigene 
Antrag zu einem Begrüßungsgeld 
für alle Studierenden und Azubis 
einstimmig angenommen wurde 
und ab 2021 umgesetzt wird. Ne-
ben der Einbindung der Weimarer 
Hochschulen in das Stadtgeschehen 
ist ein weiterer Themenschwerpunkt 
die Frage nach einer sozial gerechten 
ökologischen Wende und wie wir als 
Stadt Weimar dazu beitragen kön-
nen. Und als  Kulturschaffender und 
Kulturausschussmitglied hat selbst-
verständlich das (sozio)kulturelle 
Leben in Weimar einen besonderen 
Fokus in meiner Stadtratsarbeit.

Was macht für dich sozial-
demokratische kommunale 
 Kulturförderung aus?

Erstens: Kultur ist überlebensrele-
vant. Für uns alle. Ein Alltag ohne 
Musik, Theater, Kunst, Spiel, etc. ist 
nicht nur undenkbar, sondern über-
aus gefährlich für unsere mentale 
Gesundheit und gesellschaftliche 
Teilhabe. Daher muss Kultur für al-
le erlebbar sein – unabhängig vom 
Geldbeutel oder sozialem Status.

Zweitens: Kultur ist kein Automa-
tismus. Ohne ausreichend finanziel-
le Unterstützung sind Kulturinstitu-
tionen und Kulturschaffende nicht 
überlebensfähig. Der in letzter Zeit 
viel zu oft gehörte Spruch „Da muss 
die Branche halt kreativ werden“ 
zeigt nur die verheerende Unkennt-
nis darüber, dass sich kulturelle Ver-
anstaltungen in den allerwenigsten 
Fällen selbst refinanzieren können.

Drittens: Der Kultur dürfen keine 
Grenzen gesetzt werden. Auch wenn 

es für den persönlichen Geschmack 
schmerzhaft ist, eine Finanzierung 
darf niemals davon abhängig sein, 
ob die darüber Entscheidenden das 
geplante kulturelle Programm an-
sprechend finden oder nicht. Die 
Geschmäcker sind verschieden und 
so soll es auch bleiben.

Viertens: Kultur ist ein wesentlicher 
Bestandteil der persönlichen Bil-
dung. Denn nicht nur das Erleben, 
Verstehen und Wiedergeben von 
erlebten Einflüssen erweitert den 
eigenen Kenntnishorizont, sondern 
auch das Zusammenleben in der Ge-
sellschaft ist durchweg kulturell ge-
prägt. Nicht umsonst wird unter Kul-
tur per Definition alles verstanden, 
was wir in Interaktion mit einander 
gestalten. Dieses Bewusstsein gilt 
es auch in die Gesellschaft hinein-
zutragen.

Das Verständnis und das entspre-
chende politische Handeln sind auf 
allen Ebenen gefragt. Die kommu-
nale Hand allein kann die vielfältige 

Daniel Gracz – nicht nur Kulturpolitiker, sondern auch Kulturschaffender Foto: Dirk Slawinsky
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Kulturlandschaft sicher nicht retten, 
aber wesentlich dazu beitragen.

Insbesondere mit der 
 COVID-19-Pandemie geriet der 
 kulturelle Sektor stark unter 
Druck. Für Weimar als Kultur-
stadt ist das doch sicherlich 
ein großes Problem. Wie helft 
ihr jetzt den kleinen Clubs, 
 Veranstaltern und Künstlern 
abseits großer Institutionen wie 
dem Deutschen Nationaltheater?

Richtig, vor allem die Soziokultur 
leidet gerade extrem. Mit großen 
Haushaltslöchern und einer Haus-
haltssperre sind uns als Kommune 
aber leider auch die Hände gebun-
den – der große, rettende Geldsegen 
von städtischer Seite wird wohl nicht 
kommen.

Dennoch konnten wir kleine, un-
terstützende Prozesse in die Wege 
leiten. Mit vielen Weimarer Kultur-
institutionen bin ich in den letzten 
Monaten in Kontakt getreten, um 
die aktuelle wirtschaftliche Lage 
und mögliche helfende Maßnahmen 
abzufragen. In einer Anfrage mün-
dend konnten wir so zum Beispiel 
eine Stundung von Mieten in städ-
tischen Gebäuden erwirken oder die 
Aus bezahlung aller bereits bewillig-
ten Fördermittel zugesichert bekom-
men. Für alles weitere ist Geld vom 
Land, vom Bund und von der EU nö-
tig. Die Hoffnung stirbt zuletzt und 
hoffentlich nicht nur die.

Wie muss für dich die  
ideale  Hilfe vom Land bei  
den  Aufgaben aussehen?
Diese Frage ruft ja förmlich nach 
einem kommunalpolitischen Schla-
raffenland! Aber ja, zweckunge-
bundene zusätzliche finanzielle 
Mittel, bei denen die Kommunen 
selbst entscheiden können, wo 
sie am dringendsten gebraucht 
werden, darin sehe ich viel Mehr-
wert.  Finanzierungssicherheit und 
 Planungsfreiheit. 

Daniel Gracz im Web 
www.facebook.com/daniel.gracz.77 
www.instagram.com/daniel_gracz_/ 
twitter.com/gracz_daniel

Die Thüringer Cloud
Thüringer Verwaltungen und Rechenzentren vernetzen sich

Autor Dr. Hartmut Schubert, Finanzstaatssekretär und CIO des Freistaats Thüringen

Cloud-Computing ist einer der 
Trends der letzten Jahre, wenn es 
darum geht, Serverkapazitäten neu 
zu strukturieren und effizienter zu 
nutzen. Weil davon insbesondere 
kommunale Verwaltungen profitie-
ren können, haben sich etliche von 
ihnen in Thüringen gemeinsam auf 
den Weg gemacht. 

Während in fast jeder Thüringer 
Kommune derzeit noch ein oder 
auch mehrere Server stehen und die-
se mit viel personellem Einsatz und 
finanziellen Ressourcen gehegt und 
gepflegt werden, hat die Nutzung 
cloudbasierter Dienste zumindest 
im Kleinen auch im Freistaat Einzug 
 gehalten. 

Ein Beispiel dafür ist die in der 
 Corona-Pandemie stark gestiegene 

Zahl der kommunalen Nutzer der 
Thüringer Datenaustauschplattform 
(ThDAP). 3.400 Nutzer aus allen Ver-
waltungen waren in den Anfangs-
wochen der Pandemie mit Zugängen 
zur ThDAP ausgestattet und konnten 
auf diese Weise den Dienst von zu 
Hause aus verrichten. Damit stieg 
die Zahl der Nutzer um ein Drittel im 
Vergleich zum Jahresbeginn 2020. 
Ob Datenaustausch über verschiede-
ne Ebenen, Videokonferenzen oder 
aber die kollaborative Bearbeitung 

von Dokumenten – die Verwaltun-
gen waren dank ThDAP, übrigens 
OpenSource basiert, arbeitsfähig.

Der wirkliche Wert cloudbasierter 
Dienste zeigt sich jedoch in weiteren 
Anwendungsfeldern. So können bei-
spielsweise komplette Fachanwen-
dungen zentral betrieben und für ei-
ne Vielzahl von Nutzern, unabhängig 
vom Standort, verfügbar gemacht 
werden; egal ob Onlinezugangs-
gesetz oder E-Akte, behördliche 
Fachverfahren oder Langzeitspeicher.

Die Daten- und Ausfallsicherheit 
wird insbesondere beim Betrieb der 
Cloudlösung in einem verwaltungs-
eigenen Rechenzentrum erhöht. 
Gleichzeitig können die IT-Sicher-
heitsstandards des Bundesamtes für 
Informationssicherheit (BSI) besser 

erfüllt werden. Der zentrale Betrieb 
führt daneben zu geringeren laufen-
den Kosten für Wartung und Sup-
port, sowohl bei Personal als auch 
bei den Servicekosten. 

Die regionale Verteilung der Cloud-
Server wird in Thüringen als Chance 
verstanden, ein redundantes System 
aufzubauen, welches zeitgemäße 
Backuplösungen ermöglicht. Ein Im-
puls für eine solche Cloud-Architek-
tur der öffentlichen Verwaltung ist in 

diesem Monat im Landkreis Schmal-
kalden-Meiningen gesetzt worden. 
Der Landkreis und viele der kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden 
werden bis Ende 2022 eine erste 
Cloud aufbauen und nutzen dabei 
die voran beschriebenen Effekte. 

In den Landkreisen Sömmerda und 
Greiz sind analoge Projekte bereits 
weit in der Planungsphase voran-
geschritten und eine Förderung 
durch das Thüringer Finanzministe-
rium in Bearbeitung. 

Doch genauso ist neben der Lan-
desverwaltung auch die für alle 
Kommunen als Gesellschafter ge-
öffnete Kommunale Informations-
verarbeitung Thüringen GmbH 
(KIV) ein starker Partner in Sachen 
Verwaltungs digitalisierung. Bereits 
48 Kommunen sind diesem kom-
munalen IT-Dienstleister beigetreten 
und weitere Beitritte, unter anderem 
von großen Städten Thüringens, sind 
in Planung.

Die KIV wird als zentraler IT-Dienst-
leister in ihrem Rechenzentrum nicht 
nur mit Hardware unterstützen, 
sondern auch gezielte Dienste und 
digitale Verfahren für die kommu-
nale Familie bereitstellen. Hier sind 
die Anknüpfungspunkte für eine 
kommunale Cloud, verstanden als 
ein Rechenzentrumsverbund, der 
 IT-Fachanwendungen bietet – und 
dies für die Anwender ortsungebun-
den und serviceorientiert.

Die Größe der Verwaltung spielt in 
der Cloud keine Rolle. Alle betei-
ligten Verwaltungen werden durch 
 eine gemeinsame Cloud entlastet, da 
sie sämtliche digitale Services cloud-
basiert für Unternehmen und Bürger 
bieten können.

Hartmut Schubert im Web 
finanzen.thueringen.de/ministerium/
staatssekretaer/  
www.facebook.com/dr.hartmut.schubert

Hartmut Schubert, Finanzstaatssekretär und CIO des Freistaats Thüringen  Foto: Delf Zeh
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